
Rechtliche Aspekte bei Bauarbeiten 
im Bereich von Versorgungsleitungen

Wer Bauarbeiten beauftragt oder durchführt, hat neben den baufachlichen Belangen sowie den jeweiligen 
Regelwerken und anerkannten Regeln der Technik auch jede Menge rechtliche Aspekte zu beachten. Wer 
diese nicht berücksichtigt, kann schnell weitreichende Konsequenzen erwarten, wenn es zum Schadens-
fall kommt. Im schlimmsten Fall kann dies auch strafrechtliche Verfahren nach sich ziehen.

Der Justiziar des VST – Verband Sichere Transport und Verteilnetze/KRITIS e.V., Rechtsanwalt Markus 
Heinrich, hat einmal die wichtigsten rechtlichen Aspekte zusammengestellt, die Bauunternehmen und 
Bauauftraggeber beachten sollten. 



Die aufgeführten Vorgaben und Themenbereiche in dieser Handreichung haben keinen Anspruch auf Vollständigkeit und stellen 
auch keine vollständige Liste aller zu berücksichtigenden Regelwerke und Gesetze dar, sondern sollen nur eine knappe Hinführung 
in die Thematik sein und einen ersten Überblick über die Bandbreite rechtlicher Aspekte bieten. 

1.	 Einholen von Netz-/Leitungs-/Planauskünften im Rah-
men der Verkehrssicherungspflicht

	 Die Beschädigungen von Leitungen stellen 
Eigentumsverletzungen im Sinne der §§ 823 
ff. BGB dar. So hat derjenige Schadensersatz 
zu leisten, »…wer vorsätzlich oder fahrlässig 
das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines 
Anderen widerrechtlich verletzt…«. Bei der 
Beschädigung einer Leitung ist demnach zu-
nächst zu prüfen, ob eine fahrlässige Beschä-
digung vorliegt, also eine solche, welche unter 
Außerachtlassen der erforderlichen Sorgfalt 
verursacht wurde. Bei der Bewertung dieser 
Fahrlässigkeitshaftung ist der Umstand von 
entscheidender Bedeutung, ob durch den 
Tiefbauer vor Baubeginn eine Leitungsaus-
kunft - egal auf welchem Wege - eingeholt wur-
de und welche Qualität/Richtigkeit, die auf die 
entsprechende Anfrage hin gewährte Planaus-
kunft hatte.

	 Die Verpflichtung zur Einholung einer Lei-
tungsauskunft – die jeder Infrastrukturbetrei-
ber aller Sparten auf Anfrage bei nachgewiese-
nem Interesse, also insb. für Baumaßnahmen, 
gewähren muss - leitet sich aus der Sorgfalts-
pflicht des Bauausführenden ab - die Beschä-
digungen von Leitungen stellen ersatzpflichti-
ge Eigentumsverletzungen im Sinne der §§ 823 
ff. BGB dar, wenn diese nicht erfüllt wurde. 
Ein Versäumen der Einholung ist ein Verstoß 
gegen die erforderliche Sorgfalt und daher als 
fahrlässig und somit haftungsbegründend zu 
werten. 

-	 Leitungsauskunft im Rahmen der Erkundigungspflicht 
einholen

	 Denn gemäß der ständigen Rechtsprechung 
und technischem Regelwerk hat der Tiefbauer 
stets vor Beginn jeglicher Tiefbauarbeiten eine 
Leitungsauskunft einzuholen (1). Erfasst sind 
hierbei nicht nur Grabungsarbeiten, sondern 
jegliche Maßnahme mit größeren Auswirkun-
gen auf die Beschaffenheit des Erdreichs, also 
beispielsweise auch das Befahren mit beson-
ders schwerem Gerät oder Verdichtungen (2) 

	 Leitungsauskünfte müssen dort eingeholt 

werden, wo zuverlässige Unterlagen vorhan-
den sind, was nur bei jedem einzelnen Netz-
betreiber selbst der Fall ist oder bei einem 
Dienstleister, welcher sich vertraglich dem 
Netzbetreiber gegenüber zur Erteilung von 
Auskünften verpflichtet hat (3). Insbesondere 
der Einsatz von Leitungssuch- und Ortungsge-
räten erfüllt die Verpflichtung zur Einholung ei-
ner Leitungsauskunft nicht und kann lediglich 
eine zusätzliche Erkenntnisquelle darstellen. 

-	 Zentrales Register der Netzbetreiber fehlt – 
TöB-Listen oft ungeeignet

	
	 In Deutschland gibt es im Übrigen weder 

eine zentrale Anlaufstelle für den Bautätigen 
noch eine Verpflichtung für die Betreiber, 
ihre Schutz-/Zuständigkeitsflächen (Schutz-
korridor um Leitungen oder Fläche des Ver-
sorgungsgebiets) öffentlich bekannt zu ma-
chen - bspw. über ein zentrales Register. Als 
entsprechende Informationsquelle im Zuge 
der Leitungsauskunft wird häufig auf die Exis-
tenz der von den Kommunen geführten Listen 
„Träger öffentlicher Belange“ (TöB) verwiesen. 
Diese haben jedoch den Gesetzeszweck, als 
Informationsgrundlage für Kommunen bei der 



Bauleitplanung zu dienen und nicht für die 
Leitungsauskunft. Hinzu kommt, dass der Be-
griff nicht einheitlich gefasst ist und sich von 
Bundesland zu Bundesland unterscheidet, so 
dass eine große Anzahl (kritischer) Betreiber 
häufig nicht in TöB-Listen enthalten ist. Pro-
blematisch ist außerdem, dass eine Pflicht 
der Gemeinde, eine (vollständige) TöB-Liste 
zu führen und diese an Dritte weiterzugeben, 
nirgendwo gesetzlich geregelt ist. Somit haben 
Mängel/Unvollständigkeiten der TöB-Listen 
keine rechtlichen Auswirkungen, weshalb in 
der Folge die Listen oftmals veraltet, unvoll-
ständig oder überhaupt nicht vorhanden sind. 
Sie sind daher für die Recherche im Kontext 
der Einholung von Leitungsauskünften nur be-
dingt geeignet.

2.	  Weitere Pflichten des Tiefbauunternehmers

	 Auch wenn der Tiefbauunternehmer der ent-
sprechenden Verpflichtung nachgekommen 
ist und eine Leitungsauskunft eingeholt hat, so 
kann er sich nicht auf deren Richtigkeit verlas-
sen und in der Folge ohne weitere Vorsichts-
maßnahmen mit der Baumaßnahme beginnen 
(4). Vielmehr muss er gemäß technischem Re-
gelwerk Vorsichtsmaßnahmen einhalten (z. B. 
Handschachtun-gen/Suchschlitze einsetzen, 
allgemein Vorsicht walten lassen), wenn er in 
der Nähe von Versorgungsanlagen Bauarbei-
ten durchführt (5). 

-	 Achtung:  Kampfmittelerkundung

	 Die entsprechende Verpflichtung folgt insbe-
sondere aus den Kampfmittelverordnungen/ 
-gesetzen („KampfmV“/“Kampfm-VO“/“Ge-
setz zur Verhütung von Schäden durch Kampf-
mittel“) vieler Bundesländer. Die Kampfmit-
telverordnungen der einzelnen Bundesländer 
definieren – soweit vorhanden – Gebote und 
Verbote in Bezug auf Kampfmittel, die Suche 
nach und die Räumung von Kampfmitteln so-
wie den Meldevorgang bei Funden. In einigen 
Bundesländern verpflichten die Kampfmittel-
verordnungen auch zur Einholung einer Aus-
kunft über den Kampfmittelverdacht im Vor-
feld von Baumaßnahmen. 

	 Die entsprechende Verpflichtung folgt ferner 
aus der „Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen“, Teil C, (VOB-C), welche für 
Bauleistungen automatisch dann gilt, wenn 

die VOB-B vereinbart wurde. Im Schadensfal-
le hat der Tiefbauer ähnlich wie bei Leitungs-
schäden auch hier eine Verkehrssicherungs-
pflicht verletzt und somit fahrlässig gehandelt, 
was zu einer Haftung führt.

3.	 Qualifikation des Tiefbauunternehmens/Haf-
tung des Bauherrn

	 Grundsätzlich kann auch der Bauherr im 
Schadensfalle für Fehler des durch ihn ein-
gesetzten Bauunternehmens haften, wenn 
ihn ein sog. „Organisationsverschulden“ aus 
mangelhafter Auswahl und Überwachung des 
mit der Leistung beauftragten Unternehmens 
trifft. Aus diesem Grunde ist die Auswahl eines 
entsprechend qualifizierten Tiefbauunterneh-
mens sehr wichtig.

	 Insbesondere das Auffinden der anzufragen-
den Netzbetreiber liegt im Verantwortungsbe-
reich sowohl des (ausführenden) Tiefbauun-
ternehmens wie auch des Bauherrn selbst (6). 
Es kann zwar vertraglich zwischen den beiden 
Beteiligten vereinbart werden, dass der Bau-
unternehmer im „Innenverhältnis“ zuständig 
ist und dann in diesem Verhältnis auch haftet.

-	 Mindestanforderungen an Qualifizierung für 
Auftragnehmer

	 Wird allerdings im Zuge der Bauarbeiten et-
was beschädigt oder zerstört, so kann der Ge-
schädigte zunächst grundsätzlich auch den 
Bauherrn zur Haftung gem. § 823 BGB heran-
ziehen („gesamtschuldnerische Haftung“), so-
fern den Bauherrn ein Organisationsverschul-
den trifft. Eine entsprechende Zertifizierung 
des Bauunternehmens kann dem Bauherrn 
helfen, den Vorwurf eines 

	 Organisationsverschuldens zu widerlegen. 
Beispiele für empfehlenswerte Zertifizierun-
gen/Qualifizierungen für Tiefbauunternehmer 
sind GW/S 129, VDE-AR-N 4220, DVGW-GW 
381, AGFW FW 600, DVGW-GW 301 und RAL-
Gütezeichen.

4.	 Regelmäßiger Umfang des Schadensersatz-
anspruchs des Netzbetreibers/strafrechtliche 
Folgen

	 Auf Seiten des Netzbetreibers entstehen ne-
ben Reparaturkosten an d en eigenen Anlagen 



regelmäßig unüberschaubare Forderungen ge-
werblicher Abnehmer wegen versorgungsaus-
fallbedingter Produktionsstillstände sowie der 
sog. Qualitätselement-Schaden - beispielswei-
se durch Verschlechterung des SAIDi-Werts 
ausgelöste Abschläge auf die Erlösobergrenze 
(7).  Auch ein etwaiger Bauzeitverlängerungs-
schaden ist vollumfänglich zu erstatten (8).

	 All diese Schadenspositionen kann der Netz-
betreiber im Falle eines Verschuldens des Tief-
bauers umfassend diesem gegenüber (und 
ggf. auch gegenüber dem Bauherrn) als Scha-
densersatzforderung geltend machen. 

	 Auf Seiten des Tiefbauers entstehen darüber 
hinaus insbesondere bei Leitungsbauarbeiten 
im Bereich von Gas-, Fernwärme- und Elektri-
zitätsleitungen häufig Sach- und schlimmsten-
falls auch Personenschäden, was auch straf-
rechtliche Konsequenzen haben kann.
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